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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über Sondervorschriften, die auf den 
Handel mit Tomatenkonzentraten zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten anwendbar sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

% 

Unter normalen Umständen ist der Preis für To- 
matenkonzentrate in der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung wesentlich höher 
als auf dem Weltmarkt. Infolge dieses Unterschieds 
droht die Wettbewerbslage der Erzeuger der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung auf den Märkten der neuen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigt zu werden. 

Diese Situation ist geeignet, die in Artikel 39 des 
Vertrages genannten Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik zu gefährden. Um hier Abhilfe zu schaffen, 
ist es erforderlich, besondere Maßnahmen zur Siche- 
rung der Wettbewerbsstellung der Erzeuger der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung auf den Märkten der neuen Mitgliedstaaten 
zu treffen. 

Und zwar empfiehlt es sich, Ausgleichsabgaben 
einzuführen, die für Tomatenkonzentrate im Handel 


der neuen Mitgliedstaaten mit der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und mit 
Drittländern zu gewähren oder zu erheben sind. 
Es genügt jedoch, die Ausgleichsabgaben nur dann 
anzuwenden, wenn eine Erstattung gemäß Artikel 
3 a der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 des Rates 
vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse l ) gewährt wird. 

Diese Ausgleichsabgaben sind im Zuge der schritt- 
weisen Einführung des Gemeinsamen Zolltarifs in 
den neuen Mitgliedstaaten aufzuheben. 

Die Ausgleichsbeträge müssen bei der Finanzie- 
rungsregelung der gemeinsamen Agrarpolitik be- 
rücksichtigt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um die Preisdifferenzen, die im, Handel der neuen 
Mitgliedstaaten mit der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung und mit Drittlän- 
dern bestehen, auszugleichen, wird die in den nach- 
folgenden Artikeln genannte Ausgleichsabgaben- 
regelung für Tomatenkonzentrate der Tarifstelle 
20.02 des Gemeinsamen Zolltarifs, für die gemäß 


l ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 1. Juli 1968, S. 8 
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Artikel 3 a der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 eine 
Erstattung bei der Ausfuhr gewährt wird, ange- 
wendet. 

Artikel 2 

Im innergemeinschaftlichen Handel werden von den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung 

— die Ausgleichsbeträge bei der Einfuhr aus den 
neuen Mitgliedstaaten erhoben, 

— die Ausgleichsbeträge bei der Ausfuhr in die 
neuen Mitgliedstaaten gewährt. 

Artikel 3 

Bei Ausfuhren der neuen Mitgliedstaaten in Dritt- 
länder entspricht die zu gewährende Ausfuhrer- 
stattung der Differenz zwischen der in Artikel 1 
erwähnten Erstattung und dem Ausgleichsbetrag. 

Artikel 4 

Bis zum 30. Juni 1974 ist die Ausgleichsabgabe 
gleich der in Artikel 1 genannten Ausfuhrerstat- 
tung. Nach diesem Zeitpunkt wird die Ausgleichs- 
abgabe schrittweise in fünf Etappen gekürzt. Die 
fünf Kürzungen, durch die die Höhe der Ausgleichs- 
abgaben auf 80 v. H. bzw. 60 v. H. r 40 v. H., 20 v. H. 
und 0 v. H. der genannten Erstattungen gesenkt 
wird, erfolgen: 

am 1. Juli 1974 
am 1. Juli 1975 
am 1. Juli 1976 
am 1. Juli 1977 
am 1. Januar 1978. 


Artikel 5 

Angewendet wird der am Tage der Einfuhr oder der 
Ausfuhr geltende Ausgleichsbetrag. 

Artikel 6 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden soweit erforderlich nach dem Ver- 
fahren des Artikels 15 der Verordnung (EWG) 
Nr. 865/68 erlassen. 

Artikel 7 

1. Die in Artikel 1 erwähnten Ausgleichsbeträge, 
die im Handel zwischen den Mitgliedstaaten er- 
hoben bzw. gewährt werden, gelten im Hinblick 
auf die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik als Teil der zur Regulierung der Agrar- 
märkte bestimmten Interventionen. 

2. Falls erforderlich, werden die Durchführungs- 
vorschriften zu diesem Artikel nach dem Ver- 
fahren gemäß Artikel 13 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 2 ) des Rates vom 21. April 1970 er- 
lassen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
12. Juni 1974 - 1/4 - 680 70 - E - To 4/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Amhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts - und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1. Bei einer normalen Marktlage liegt der Preis 
für Tomatenkonzentrate in den neuen Mitglied- 
staaten auf einem bedeutend niedrigeren Niveau 
als dem, das in der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung angewendet wird. 

2. Um die Wettbewerbsstellung der Erzeuger in 
den ehemaligen Mitgliedstaaten auf den Märkten 
der neuen Mitgliedstaaten zu schützen, ist bei der 
Annahme eines Kompromisses über die Einführung 
einer gemeinsamen Handelsregelung für Verarbei- 
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse vereinbart 
worden, daß die Kommission einen Vorschlag aus- 
arbeiten soll, der die Möglichkeit der Gewährung 
von Erstattungen bei der Ausfuhr von Tomaten- 
konzentraten in die neuen Mitgliedstaaten vorsieht. 
Diese Erstattungen, die in Form von Ausgleichsab- 
gaben zu gewähren sind, sollen stufenweise bis 
zum Ende der Übergangszeit aufgehoben werden. 

3. In finanzieller Hinsicht ist zu bestimmen, was 
mit den vorgeschlagenen Ausgleichsbeträgen zu 
geschehen hat. Betreffend die im Handel zwischen 
alten und neuen Mitgliedstaaten gewährten oder 
erhobenen Ausgleichsbeträgen wird vorgeschlagen, 
diese Beträge im Hinblick auf die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik als Teil der zur Regu- 
lierung der Märkte bestimmten Interventionen zu 
betrachten. Hinsichtlich der Ausfuhren nach Dritt- 
ländern wird vorgeschlagen, daß der Ausgleichs- 
betrag von der zu gewährenden Ausfuhrerstattung 
abgezogen wird, die gleich' hoch oder höher als der 
Ausgleichsbetrag ist. Es sei darauf hingewiesen, 


daß bei der Einfuhr aus Drittländern kein Aus- 
gleichsbetrag vorgesehen ist. 

4. Was die finanzielle Auswirkung betrifft, sind 
in der Praxis nur die Tomatenmarkausfuhren der 
alten nach den neuen Mitgliedstaaten von Bedeu- 
tung. Auf der Basis einer jährlichen Ausfuhr von 
5000 t und einem Ausgleichsbetrag von 9 RE/100 kg 
(gegenwärtige Höhe der Erstattung) ergeben sich 
zusätzliche Ausgaben in Höhe von 450 000 RE für 
einen Zeitraum von zwölf Monaten (im übrigen 
entsprechen diese Ausgaben den vor dem 1. Februar 

1973 in Form von Erstattungen erfolgten Ausgaben). 
Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Sen- 
kungen der Ausgleichsbeträge (80 v. H. ab 1. Juli 

1974 usw.), dürften die zusätzlichen Ausgaben für 
1974 bei 400 000 RE und für 1975 bei 315 000 RE 
liegen. Diese Ausgaben wären bei Kapitel 68 Arti- 
kel 6812 „Sonstige Interventionen Obst und Ge- 
müse" des Haushaltsplans der Europäischen Ge- 
meinschaften zu verbuchen. 

Kapitel 68:1973 Mittel 63 460 000 RE 
Ausgaben 34 490 348 RE 
1974 Mittel 68 100 000 RE 

Diese sich aus der vorgeschlagenen Maßnahme er- 
gebenden Ausgaben stellen nur 0,7 v. H. der unter 
diesem Kapitel vorgesehenen Mittel dar, was deut- 
lich unter der Unsicherheitsmarge bleibt, die bei 
den Haushalts- und mehrjährigen Voranschlägen zu 
berücksichtigen ist. 
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